
kommen, wenn man sich auf seine Rechte
berief. Die Justiz sollte parteilich sein und
nicht unparteilich.  

Gegen die Bezeichnung der DDR als
Unrechtsstaat wird von vier Seiten pro-
testiert. Ich erwähne nur kurz die Unver-
besserlichen und Unbelehrbaren, die die
DDR pauschal verteidigen. Liebe macht
blind, sage ich dazu nur. Dann nehme 
ich diejenigen Ostdeutschen, die sagen:
Wenn die DDR ein Unrechtsstaat war,
hätten wir ja tätigen Widerstand leisten
müssen. Ganz so schlimm war doch die
DDR nicht. Denen kann ich einerseits et-
was Tröstliches sagen: Niemand ist zum
Selbstopfer verpflichtet. Tätiger Wider-
stand, der allein zur Folge hat, dass ich
hinter Gefängnismauern verschwinde, ist
zwar bewundernswert, aber keine Pflicht.
Aber andererseits muss ich sagen: Dass
nicht sein kann, was nicht sein darf, das ist
Wunschdenken. In der DDR wurde nicht
nur Unrecht in Gesetzesform gegossen,
sondern außerdem auch das eigene Recht
gebeugt, wenn es tunlich erschien. Man-
che Westdeutsche sind gegen die Be-
zeichnung der DDR als Unrechtsstaat,
weil das die Ostdeutschen kränkt. Ich
finde das eine rührselig entmündigende
Rücksichtnahme. Manche schieben noch
nach: Wenn ich in der DDR gelebt hätte,
wäre ich auch in die SED eingetreten. Das
kann ja sein, aber ich würde damit nicht
angeben.

Die vierte Art von Widerstand gegen
die Bezeichnung Unrechtsstaat ist auch
im Westen zu Hause: Das nationalsozia-
listische Deutschland war ein Unrechts-

Auch zwanzig Jahre nach dem Ende der
DDR ist ihre Beurteilung umstritten. 

Regelmäßig wird in Deutschland kon-
trovers diskutiert, ob die DDR ein Un-
rechtsstaatwar. Nun gehört der Ausdruck
Unrechtsstaat der politischen Polemik an,
er ist (bisher) nicht allgemein wissen-
schaftlich anerkannt definiert. Polemik ist
aber nicht grundsätzlich unanständig
oder verkehrt. Der Ausdruck „Kapita-
lismus“ ist bekanntlich auch ursprünglich
ein polemischer Ausdruck, und trotzdem
wird mit diesem Wort nicht selten be-
rechtigterweise auf Missstände hingewie-
sen. Polemik kann die Aufmerksamkeit
schärfen. Für das, was bisher nicht defi-
niert ist, kann man aber außerdem eine De-
finition vorschlagen: Wenn erklärterma-
ßen Macht vor Recht geht, handelt es sich
um einen Unrechtsstaat. Oder: Unrechts-
staaten sind diejenigen, die erstens kein
Rechtsstaat sind und zweitens es auch aus-
drücklich nicht sein wollen. Das war nun
zweifellos in der DDR der Fall. Das heißt
natürlich nicht, dass alle Akte dieses Staa-
tes unrecht waren. Nach dieser Definition
gibt es allerdings  überhaupt keine Un-
rechtsstaaten. Andernfalls wären ja zum
Beispiel alle Eheschließungen eines sol-
chen Staates ungültig. 

Vierfacher Protest gegen 
die Bezeichnung „Unrechtsstaat“
Unrechtsstaat heißt im Blick auf die DDR,
dass das Recht nicht nur tatsächlich, son-
dern absichtlich dem Klassenkampf zu
dienen hatte. „Was Recht ist, bestimmen
wir“, hat man in der DDR oft gesagt be-
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staat. Wer auch die DDR Unrechtsstaat
nennt, verharmlost den Nationalsozia-
lismus und namentlich den Holocaust.
Hannah Arendt, deren Buch über den
Totalitarismus grundlegend wurde, hatte
das Herrschaftssystem Hitlers und Sta-
lins verglichen und Gemeinsamkeiten
hervorgehoben, vor allem den Staats-
terrorismus und die Lager. In der DDR ist
Stalins Herrschaftssystem tatsächlich nur
begrenzt wirksam geworden, denn er
starb bekanntlich 1953. Für diejenigen,
die in dieser Zeit unschuldig in die Lager
des NKWD gerieten und womöglich nach
Sibirien kamen, ist das aber kein Trost.
Viele DDR-Bürger erfuhren erst 1989,
dass der sowjetische Geheimdienst 1945
einige KZs der Nazis weiter benutzt hat,
zwar nicht als Vernichtungslager, aber als
Lager, in denen viele durch Hunger und
Seuchen den Tod fanden, darunter sehr
viele Unschuldige. 

Es bleibt ein beachtliches Verdienst der
„alten Bundesrepublik“, dass sie die Aus-
einandersetzung mit der Nazizeit gründ-
lich vorangetrieben hat. Das ist im inter-
nationalen Vergleich etwas Seltenes. Völ-
ker neigen dazu, ihre Untaten zu beschö-
nigen oder ganz zu verschweigen. Siehe
die Armenierfrage in der Türkei. Verglei-
chen heißt ja nicht gleichsetzen. Ich kann
es als Betroffener nicht akzeptieren, dass
das Unrecht und die Rechtsverachtung,
die die SED von Anfang an bis zum Ende
ihrer Herrschaft praktiziert hat, deshalb
zur belanglosen Lappalie abgemildert
werden, weil die exorbitanten Ausmaße
des Holocaust nicht erreicht wurden. In
der DDR ist der Stalinismus, wie gesagt,
nur begrenzt wirksam geworden. Anders
sah es in den baltischen Staaten aus.
Nachdem Stalin sie im Einverständnis
mit Hitler 1939 besetzt hatte, wurden er-
hebliche Teile der Bevölkerung in den
Gulag geschickt. 

Die Gemeinsamkeiten der beiden Dik-
taturen auf deutschem Boden sind mit
Händen zu greifen: 

– die Ablehnung der Gewaltenteilung
zugunsten eines Führerprinzips (im So-
zialismus hieß das: führende Rolle der
Partei), 

– die prinzipielle Ablehnung einer unab-
hängigen Justiz, 

– die völlige Instrumentalisierung der
Medien, der Kultur, des gesamten geis-
tigen Lebens,

– der Missbrauch der Sozialpolitik zum
Ersatz für die Bürgerfreiheit, 

– die Installation einer Geheimpolizei,
– der Fanatismus und die Feindbild-

pflege,
– der Jugendkult, 
– die Massenmobilisierungen.
Erst danach sollten auch die Unterschiede
zu Wort kommen. 
– Das NS-Regime war hausgemacht

deutsch. Die Verachtung der Weimarer
Demokratie war kein Proprium der
Nazis, sie war bei den Kommunisten
ebenso stark, aber auch im Bürgertum
verbreitet. Das SED-Regime dagegen
war aus der Sowjetunion importiert. In
der DDR hatten wir es immer nur mit
Satrapen zu tun. Der Schlüssel für Ver-
änderungen lag in Moskau.   

– Das NS-Regime hatte es von vorn-
herein ausdrücklich auf Eroberung
(„Volk ohne Raum“) und auf die Ver-
folgung der Juden abgesehen. Spä-
testens seit dem Ausbruch des Zwei-
ten Weltkriegs mussten die Wissenden
sagen: Es kann nicht mehr schlimmer
kommen. In der DDR dagegen muss-
ten wir Älteren jedenfalls sagen: Es 
war schon einmal schlimmer – näm-
lich unter Stalin und Ulbricht. 

– Und deshalb haben beide Diktaturen
auch ein völlig verschiedenes Ende ge-
funden. 1945 sprach man von Zusam-
menbruch. Die zerstörten Städte, die
vielen Flüchtlinge und vaterlosen Fa-
milien, der Hunger warfen die Be-
völkerung zurück auf das Überleben.
Die Gräuel der Nazizeit wurden für
viele verdeckt durch die Not und die
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„Schmach“ des verlorenen Krieges.
Sehr viele hielten auch 1945 noch Hit-
ler für einen großen Führer und den
Nationalsozialismus für eine gute Sa-
che. Die Alliierten stellten das deut-
sche Volk unter Kuratel. Sie verordne-
ten Reeducation und Entnazifizierung,
aber der Ausbruch des Kalten Krieges
ließ beides schnell zu Ende gehen.

1989 hat die Bevölkerung der DDR mit 
viel Mut, Zivilcourage und Umsicht das
SED-Regime abgeschüttelt. Offenbar woll-
te auch die Mehrzahl der SED-Mitglieder
eine grundlegende Veränderung der Ver-
hältnisse, wenn auch unklar war, welche. 

Die Völker Mittelost- und Osteuropas
haben diese Erfahrung einer Selbstbe-
freiung in das zusammenwachsende
Europa eingebracht. Im Westen setzt sich
die Einsicht in diese Tatsache nur lang-
sam durch. 

Hinterlassenschaft 
der Begriffsverwirrung
Zu den Hinterlassenschaften des Kom-
munismus, die weiterwirken, gehört die
Begriffsverwirrung,die er angerichtet hat,
namentlich das Denken in den System-
alternativen Kapitalismus – Sozialismus.
Bei der ersten Sitzung der frei gewählten
Volkskammer fanden alle Abgeordneten
einen Brief auf ihrem Sitz, den ein be-
sorgter Westberliner geschrieben hatte.
Er beschwor uns, die DDR zu erhalten als
Alternative zur kapitalistischen Bundes-
republik und als Chance für die wahre
Demokratie. 

Nach der Maueröffnung hat Lothar
Bisky in der Filmhochschule, deren Di-
rektor er war, eine freie Diskussionsver-
anstaltung angesetzt. Thema: „Wie viel
Demokratie braucht die Diktatur?“ Man
muss sich erinnern, dass die SED ihre
Herrschaftsform ja ganz offiziell Diktatur
des Proletariats nannte und diese als die
vollendete Demokratie ausgab. In Wahr-
heit sind Diktatur und Demokratie selbst-
verständlich Gegensätze.

Als die Finanzkrise ausbrach, konnte
man hier und da lesen und hören: Der
Kapitalismus ist nun auch gescheitert. In
Wahrheit war ein Mangel an Regulierun-
gen offenbar geworden.

Aber auch bei den Kritikern des Kom-
munismus kann man nicht selten beob-
achten, dass sie das Wort „Demokratie“
holistisch gebrauchen für die Gesamtheit
der politischen und gesellschaftlichen
Verhältnisse, wie es bei den Begriffen So-
zialismus und Kapitalismus üblich war.
Auf der anderen Seite hört man nicht
selten: Die Demokratie löst die Probleme
auch nicht. Fragt man zurück, welche
Probleme gemeint sind, lautet die Ant-
wort meist: Die Arbeitslosigkeit. Die hat
aber gar nichts mit Demokratie zu tun,
sondern mit der Wirtschaftspolitik und
weltwirtschaftlichen Zusammenhängen. 

Wir brauchen hier mehr begriffliche
Klarheit und müssen mindestens unter-
scheiden zwischen
a) der Demokratie als Staatsform, näm-

lich Freiheitsrechten, die dem Staat
Grenzen setzen, Vergabe politischer
Macht auf Zeit durch Wahlen, Teilung
der Macht und Machtkontrolle;

b) dem Rechtsstaat, der das staatliche
Handeln strikt an Recht und Gesetz
bindet und durch eine prinzipiell un-
abhängige Justiz auch staatliches Ver-
waltungshandeln, ja sogar Gesetze ge-
richtlich überprüfbar macht;

c) der Marktwirtschaft, und zwar einer
rechtlich geregelten und namentlich
antimonopolistischen;

d) dem Sozialstaat, der denjenigen hilft,
die sich nicht selbst helfen können. 
Es gibt Marktwirtschaft ohne Demokra-

tie, aber keine Demokratie ohne Markt-
wirtschaft. Und es gibt Rechtsstaaten ohne
Demokratie, aber keine Demokratien ohne
Rechtsstaat. Ohne diese Unterscheidun-
gen kann es keine produktive Auseinan-
dersetzung um die DDR geben. 

Für das wunderbare Jahr vom Herbst
1989 bis zur deutschen Einheit hat sich
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der blasse Ausdruck „Wende“ durchge-
setzt. Und oft lässt man dieses wunder-
bare Jahr mit dem Fall der Mauer begin-
nen. Das ist nicht korrekt. 

Revolution statt „Wende“
Ehe die Mauer fiel und ehe Honecker zu-
rücktrat, kam es zur Herbstrevolution in
der DDR. Dagegen gibt es doch tatsäch-
lich ernst gemeinten Widerspruch, am
schärfsten von denjenigen, die behaupten,
eine Revolution sei das gar nicht gewesen,
sondern eine Implosion. Die SED war doch
am Ende und die DDR bankrott. Das 
ist zwar auch irgendwie richtig, aber soll
das etwa heißen, wenn eine Diktatur in
Schwierigkeiten kommt, gibt sie den Löf-
fel ab und wird friedlich? Manchmal wird
sie dann auch schießwütig. Das war bei
den Kommunisten schon deshalb zu be-
fürchten, weil sie in ständiger Angst vor
der Konterrevolution lebten. Nach dem
17. Juni 1953 wurden den SED-Funktio-
nären vom Kreissekretär aufwärts per-
sönliche Waffen ausgehändigt, die erst
nach der Maueröffnung abgegeben wer-
den mussten, zum Teil unter Protest. Nach
dem 17. Juni wurden die Arbeiterkampf-
gruppen zur Niederschlagung von Kon-
terrevolutionen gegründet, und deren Be-
waffnung ging bis zu Granatwerfern. In
jeder größeren Fabrik gab es also den 
Waffenraum mit den Maschinenpistolen
der Arbeiterkampfgruppen. Die Leipzi-
ger Montagsdemonstration vom 9. Okto-
ber – es gab gleichzeitig auch in anderen
Städten Demonstrationen – war die erste
nach dem bombastisch gefeierten vier-
zigsten Jahrestag der DDR. Ihre gewalt-
same Niederschlagung war minutiös 
vorbereitet: mit zusätzlichen Blutkonser-
ven in den Krankenhäusern und Bereit-
schaftsdienst für alle Ärzte, mit Internie-
rungslagern für die Demonstranten in
Markkleeberg. Aber es kamen weit mehr
als erwartet, nämlich 70 000, die Sicher-
heitskräfte fühlten sich dem nicht ge-
wachsen. Als die Demonstranten an der

Runden Ecke, dem Leipziger Stasiquar-
tier, vorbeizogen, stellten sich einige von
ihnen mit Kerzen demonstrativ schützend
vor dieses Haus, damit es nicht zum Sturm
auf die Stasizentrale kam. Den Stasileuten
hinter den Gardinen muss das Weltbild
zusammengebrochen sein. Wäre die De-
monstration nicht friedlich verlaufen, son-
dern in eine Revolte mit eingeschlagenen
Fensterscheiben und umgestürzten Autos
ausgeartet, hätten die Sicherheitskräfte
trotzdem zugeschlagen. Sie hatten das ja
wochenlang geübt. Und in der Leipziger
Volkszeitung stand am Montag, dass nun
mit den konterrevolutionären Umtrieben
Schluss sein müsse. Egon Krenz hatte
ausdrücklich die Brutalität auf dem Pe-
kinger Platz des Himmlischen Friedens
gelobt. Und SED-Genossen ließen mehr-
fach gegenüber Kirchenvertretern verlau-
ten, der  Platz des Himmlischen Friedens
sei näher, als manche glaubten – wobei es
dahingestellt sein mag, ob das eine War-
nung oder eine Drohung war. Horst Sin-
dermann (SED), damals Volkskammer-
präsident, hat später gesagt: „Wir hatten
alles geplant. Wir waren auf alles vorbe-
reitet, nur nicht auf Kerzen und Gebete.“

Blut, das „Neue“ 
und „ungünstige Umstände“?
Ob die Herbstrevolution zu Recht Revolu-
tion genannt wird, hängt natürlich von
der Definition ab. Verstehen wir unter ei-
ner Revolution das Ende einer Herrschaft
mitsamt ihrer Legitimation, und zwar von
innen und von unten, dann war es eine.
Wird verlangt, dass außerdem Blut ge-
flossen sein muss, war es keine. Aber die
Oktoberrevolution, der Sturm auf das
Winterpalais, verlief auch unblutig. Der
Panzerkreuzer Potemkin hatte zwar einen
Schuss abgegeben, aber in die Luft, als Fa-
nal. Blut floss erst, und zwar in Strömen,
als danach ein Bürgerkrieg ausbrach. 

Andere erklären, eine Revolution sei
das deshalb nicht gewesen, weil nach einer
Revolution etwas Neues, noch nie Dage-
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wesenes entstehen müsse. Die DDR-Bür-
ger wollten aber leben wie in der Bundes-
republik und unter der Ordnung des
Grundgesetzes. Dies ist auch wieder ir-
gendwie richtig und doch irreführend. Es
war ja der Sozialismus, der sich als weltge-
schichtlichNeues ausgab und alleMensch-
heitsprobleme lösen wollte. Chruscht-
schow verkündete 1964 das Programm
„Aufbau des Kommunismus in zwanzig
Jahren“. Er wollte bis 1984 nicht nur den
Westen ökonomisch überrunden, sondern
da stand auch: „Der Traum, hundert Jahre
alt zu werden, ohne zu altern, wird Wirk-
lichkeit.“ Aber dieses wunderbare Neue
sah schließlich sehr alt aus. Die Menschen
wollten nicht mehr zwangsweise Ver-
suchskaninchen in einem Menschheits-
experiment sein, das offenkundig nicht
halten konnte, was es versprach. Sie waren
zu der Erkenntnis gekommen, dass sich
Demokratie und Soziale Marktwirtschaft
bewährt haben, und deshalb beendeten sie
die Diktatur, die ihnen zu höheren Zwe-
cken die einfachsten Freiheiten vorent-
hielt. Im Herbst 1989 setzte sich die revo-
lutionäre Erkenntnis durch, dass das Neue
nicht immer und nicht per se auch das
Bessere ist. Es gab in Europas Freiheits-
geschichte Bewährtes, das die Kommunis-
ten zu Unrecht missachtet und durch
etwas Neues, aber Schlechteres ersetzt
hatten: die sozialistische Demokratie, die
mit der Diktatur des Proletariats identi-
fiziert wurde, den sozialistischen Rechts-
staat, der die Unparteilichkeit verachtete,
die sozialistische Planwirtschaft, deren
ökonomische Überlegenheit gegenüber
der Marktwirtschaft ständig behauptet,
durch die Wirklichkeit aber unübersehbar
widerlegt wurde.  

Das war keine Revolution, höre ich,
sondern Gorbatschow zu verdanken. Gor-
batschow verdanken wir viel. Er wurde
zum Hoffnungsträger und löste deshalb
tiefe Resignation aus, als der Chefideologe
Kurt Hager erklärte: „Wenn der Nachbar
neu tapeziert, müssen wir nicht auch tape-

zieren.“ Deshalb begann ja das große Weg-
laufen. Gorbatschow verdanken wir die
günstigen Umstände, allem voran seine
Erklärung, dass die sowjetischen Truppen
nicht mehr in sozialistischen Ländern ein-
gesetzt werden sollen. Aber Revolutionen
gelingen immer unter günstigen Umstän-
den, andernfalls sind es gescheiterte Revo-
lutionen wie der 17. Juni 1953. Ich werde
den Verdacht nicht los: Da gönnen manche
den Ostdeutschen die Revolution nicht. 

Im Herbst 1989 haben 346 Kampfgrup-
penangehörige den Einsatzbefehl gegen
die Demonstranten verweigert mit der
Begründung: „Die Demonstranten sind
keine Konterrevolutionäre, da sind doch
unsere Kollegen dabei.“ Ich habe aus An-
lass des zehnten Jubiläums dem Bundes-
präsidenten Johannes Rau vorgeschla-
gen, auch dieser mutigen Menschen zu
gedenken. Er hat mir erzählt, seine Mitar-
beiter hätten ihm gesagt, damals sei doch
schon das Ende des SED-Regime abzuse-
hen, also so viel Mut für eine Befehlsver-
weigerung gar nicht notwendig gewesen.
Diese Mitarbeiter haben bloß leider ver-
säumt, uns zum rechten Zeitpunkt wissen
zu lassen, dass Demonstrieren und Be-
fehle verweigern ab jetzt ungefährlich sei.

DDR-Nostalgie
Viele Westdeutsche irritiert die DDR-
Nostalgie, die man im Osten beobach-
ten kann. Mit den Zwanziger-Jubiläen hat
sich die Berichterstattung über die DDR
in den Medien enorm verstärkt. Gleich-
zeitig gehen aber bei den Redaktionen der
östlichen Tageszeitungen verstärkt pro-
testierende Leserbriefe ein: Was da ge-
zeichnet werde, sei nicht die wirkliche
DDR, wie sie sie erlebt hätten, beklagen
die Leserbriefschreiber. Es hat sich ein
kleiner Kanon der angeblichen DDR-Vor-
züge herausgebildet. Man kann viele der
dabei wiederkehrenden Behauptungen
recht leicht widerlegen. 

Das Gesundheitswesen soll besser ge-
wesen sein. Wie aber erklären wir uns
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dann, dass die Lebenserwartung im
Osten seit 1990 um etwa sechs Jahre
gestiegen ist, während sie gleichzeitig 
im Westen um etwa drei Jahre stieg und
nun ungefähr in Ost und West gleich ist? 

Das Leben in der DDR sei solidarischer
gewesen, mehr menschliche Wärme und
nicht wie heute eine Ellenbogengesell-
schaft. Solidarischer, da ist was dran. In
einer Mangelwirtschaft ist man für die Be-
schaffung des Notwendigen aufeinander
angewiesen: Hilfst du mir, helf ich dir.
Wer freilich selbst nichts zu bieten hatte,
konnte nicht etwa häufiger auf selbstlose
Hilfe rechnen als heute. Nun ist aber die
Selbsttötungsrate seit 1989 um etwa ein
Drittel gesunken – wie das, wenn wir da-
mals alle so viel glücklicher waren? Das
Bildungswesen soll besser gewesen sein.
Es legen aber heute mehr als doppelt so
viele das Abitur ab, und der Zugang zur
Oberschule ist nicht mehr von der
politischen Einstellung des Elternhauses
abhängig. 

Man kommt bei den eingefleischten
Nostalgikern mit solchen Argumenten
nicht weit. Denn die DDR-Nostalgie ist et-
was Gefühltes, und gegen Gefühle sind
Argumente oft machtlos. Es ist wohl
meist ein Unterlegenheitsgefühl, ein Min-
derwertigkeitskomplex, den viele Ost-
deutsche übrigens schon in die Einheit
mitgebracht haben. Wir haben doch
selbstironisch von uns gesagt: DDR, Der
Dumme Rest. Deshalb gehe ich jetzt lieber
auf die Gründe für die DDR-Nostalgie
ein. Der wichtigste Grund liegt in den
DDR-Verhältnissen selbst. Jeder hat nur
seine DDR erlebt, denn es gab keine freie,
gemeinsame Öffentlichkeit. Wenn heute
ein ehemaliger DDR-Bürger nach hitziger
Debatte einem anderen vorwirft: „Sie
müssen in einer anderen DDR gelebt ha-
ben als ich“, hat er womöglich ungeahnt
ins Schwarze getroffen. Ein NVA-Offi-
zier, ein LPG-Bauer und ein Pfarrer haben
tatsächlich jeder einen anderen DDR-All-
tag erlebt und vom DDR-Alltag der ande-

ren wenig gewusst. Es gab ja auch echte
Kommunikationsverbote. In einem Dorf
standen Pfarrhaus und Schule nebenein-
ander. Die Vorschulkinder des Pfarrers
und des Schulleiters spielten zusammen.
Als sie in die Schule kamen, erklärte der
Schulleiter dem Pfarrer freundlich und
mit Bedauern: „Sie werden verstehen,
dass unsere Kinder jetzt nicht mehr zu-
sammen spielen können, bei meiner Stel-
lung.“ Der Polizist, dessen verstorbene
Mutter ein christliches Begräbnis ge-
wünscht hat, kommt im Dunkeln zum
Pfarrer, um die Beerdigung anzumelden.
„Eigentlich sollen wir ja gar nicht mit Ih-
nen sprechen, aber  es war doch der Letzte
Wille meiner Mutter.“ 

Ein zweiter Grund war die Zensur der
öffentlichen Meinung. Ich habe in den
Siebzigerjahren meine Konfirmanden re-
gelmäßig gefragt, ob es in der DDR die
Todesstrafe gibt. Sie haben das durchweg
verneint. Die Vollstreckungen wurden
nämlich geheim gehalten. Auch die DDR-
Geschichte selbst war vielen eine terra in-
cognita, wie der 17. Juni 1953, der Terror
der Stalinzeit, die Vertreibungen im Zu-
sammenhang mit der sogenannten Bo-
denreform, die Brutalitäten der Zwangs-
kollektivierung. Selbst der Einmarsch in
die CSSR 1968 war in den Achtzigerjah-
ren manchen jungen Leuten unbekannt.
Denn in vielen Elternhäusern wurde all
dies vorsichtshalber beschwiegen. Nach
1990 hörten wir von einer Familie, deren
Eltern, alte Kommunisten, beide unter
Stalin im Lager waren und ihren Kindern
nie davon erzählt hatten. Viele erfuhren
erst 1990, dass einige der KZs vom sowje-
tischen Geheimdienst nach 1945 weiter
benutzt wurden. Selbst die Zahl der
Selbstmorde war Staatsgeheimnis und
dem Statistischen Jahrbuch nicht zu ent-
nehmen. Die Kriminalstatistik wurde ge-
heim gehalten, sodass nach 1990 zunächst
viele der Meinung waren, die Krimina-
lität wachse sprunghaft an, was bei Auto-
diebstählen zutraf, nicht aber bei der
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Schwerkriminalität. Geändert hatte sich
nur die Berichterstattung. Ich hatte vori-
ges Jahr einen Briefwechsel mit einer Leh-
rerin, die mir erklärte, ihre Heimat sei die
DDR gewesen, dieses Deutschland sei
nicht ihre Heimat und werde es nie wer-
den. Ich habe sie gefragt, ob sie denn mit
ihren Kindern und Schülern auch über
den Stalin-Hitler-Pakt, den 17. Juni 1953
oder Stasipraktiken gesprochen habe. Sie
hat mir ehrlich geantwortet, teils habe ihr
der Mut dazu gefehlt, aber vieles sei ihr
auch damals nicht bekannt gewesen. Da
ist mir klar geworden, dass viele, die von
der DDR schwärmen, genauer besehen
die DDR meinen abzüglich dessen, was
sie erst nach ihrem Ende von ihr erfahren
mussten. Sie wünschen sich mit der DDR
auch das damalige Nichtwissen zurück,
eine subtile Form von Wirklichkeitsver-
weigerung. Es gab auch in der Geschichte
der Bundesrepublik Skandale massen-
haft. Der Unterschied zur DDR ist der: Sie
standen großenteils sehr schnell in der
Zeitung. Viele DDR-Skandale wurden
aber den Bürgern erst nach ihrem Ende
bekannt. Der Unterschied ist keiner der
Moral, der Sittlichkeit oder des Anstands.
Der Unterschied ist ein institutioneller:
Im Westen gab es eine freie Presse und im
Osten nicht. 

Ein dritter Grund: Erinnerung vergol-
det. Ich will gar nicht grundsätzlich kriti-
sieren, dass wir uns der erfreulichen Dinge
intensiver erinnern als der unerfreulichen.
Man kann dies sogar als Lebenskunst lo-
ben. Und zu jedem Alltag gelebten Lebens,
ob in der Demokratie oder der Diktatur,
gehören Lieben und Trauern, Alltagssor-
gen und Alltagsfreuden, Freundschaften
und Feindschaften, Großherzigkeiten und
Gemeinheiten, schönes Wetter und trübe
Tage, Erfolge im Beruf und Niederlagen,
und wer diese Elemente des richtigen Le-
bens im verkehrten nicht anerkennen will,
ist ein Fanatiker. Der Theologe Karl Barth
hat einmal sinngemäß gesagt: Ein Christ
kann auch in der Diktatur selig werden

und in der Demokratie zur Hölle fahren,
sprich ein heilloses Leben führen. Trotz-
dem wird er sich für Recht und Freiheit
einsetzen. 

Vierter Grund: Überstandene Angst
vergisst man gern. Es geht hier nicht nur
um die Angst der Demonstranten des 9.
Oktober. Wir alle hatten in der DDR Angst
vor dem falschen Wort ins falsche Ohr,
und zwar auch SED-Mitglieder. Wir alle
waren sehr wählerisch und vorsichtig bei
Bekanntschaften und Freundschaften. Es
ist wohl vielen peinlich, sich einzugeste-
hen, Angst gehabt zu haben, selbst dann,
wenn die Angst vollkommen berechtigt
war. Manche sagen nun: Ich hatte nie
Angst vor der Stasi. Das kann ja sein. Wer
sich nicht bewegt, spürt die Fesseln nicht.
Er sollte aber heute damit nicht angeben. 

Solche DDR-Nostalgie ist ärgerlich,
nicht aber besorgniserregend. Möglicher-
weise wird die DDR-Nostalgie auch da-
durch befördert, dass zu wenige im Wes-
ten anerkennen, was eine Vielzahl von
DDR-Bürgern im Herbst 1989 geleistet
hat und an Umstellungsleistungen nach
1990 erbringen musste. Und Ostdeutsche
können durchaus stolz darauf sein, was
sie unter den erschwerenden Bedingun-
gen der Diktatur und der Mangelwirt-
schaft in Familie und Beruf geleistet ha-
ben, aber bitte doch nicht plötzlich stolz
sein wollen auf die erschwerenden Bedin-
gungen! Im Herbst 1989 fand eine sehr
bedeutende Anzahl der Ostdeutschen
ihre politischen Lebensbedingungen un-
erträglich und hat zunächst massenhaft
die Flucht ergriffen und dann massen-
haft demonstriert. Die DDR-Nostalgiker
müssten konsequenterweise erklären,
dass sie alle sich damals geirrt haben. In
Wahrheit ist die Zahl derer, die sich die
DDR ernsthaft zurückwünschen, im Os-
ten verschwindend gering. Ich kenne in
meiner Verwandtschaft und Bekannt-
schaft keinen. 
Fortsetzung 
in der Oktoberausgabe der Politischen Meinung
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